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Verordnung über die Siedlungsentwässerungsanlagen 
der Gemeinde Nürensdorf 
 
 
Allgemeine Bestimmungen 

 

Art. 1  Zweck 

Zweck der vorliegenden Verordnung über die Siedlungsentwässerungsanlagen ist die 
Regelung der Ableitung, Versickerung und Behandlung von Abwasser auf dem ganzen 
Gemeindegebiet. 

 

Art. 2 Rechtsgrundlagen 

Diese Verordnung stützt sich auf das Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer (Ge-
wässerschutzgesetz) vom 24. Januar 1991 und die Ausführungserlasse von Bund und 
Kanton. 

 

Art. 3 Geltungsbereich 
1 Diese Verordnung gilt für das gesamte Gemeindegebiet. 

2 Ausserhalb der Bauzonen gelten auf Grund der übergeordneten Gesetzgebung beson-
dere Vorschriften. 

3 Ausbau und Unterhalt (einschliesslich Kostentragung) von öffentlichen Gewässern werden 
durch das kantonale Wasserwirtschaftsgesetz geregelt. 

 

Art. 4 Begriff „öffentliches Gewässer“ 

Als öffentlich gelten diejenigen Gewässer, welche im Gewässerplan der Baudirektion ein-
getragen und im Gewässerverzeichnis aufgenommen sind. 

 

Art. 5 Zuständigkeit 

Für den Vollzug dieser SEVO ist der Gemeinderat zuständig. Vorbehalten bleiben die Zu-
ständigkeiten der kantonalen Stellen gemäss übergeordnetem Recht, insbesondere die 
Bewilligung von öffentlichen Abwasseranlagen gemäss § 15 Absatz 5 EG GSchG, sowie 
spezielle Vereinbarungen mit anderen Gemeinden und dem Abwasserverband. 
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Abwasserbeseitigung 

 

Art. 6 Einleitung in ARA 

1 Verschmutztes Abwasser (häusliches, gewerbliches und industrielles, gegebenenfalls 
vorbehandeltes Abwasser) ist einer Abwasserreinigungsanlage (ARA) zuzuleiten. Als 
Schmutzwasser im Sinne dieser Verordnung gilt alles in irgendwelcher Form gebrauchte 
Wasser aus Wohnhäusern, Gewerbe- und Industriebetrieben, Schwimmbädern etc., das 
vor seiner Einleitung in ein Gewässer behandelt werden muss, damit es den gesetzlichen 
Qualitätsanforderungen entspricht. 

2 Als unverschmutztes Wasser wird das übrige Abwasser bezeichnet, dessen Beseitigung 
(Versickerung oder Ableitung) im Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege oder sonst 
des öffentlichen Wohls liegt, wie Meteorwasser, abgehendes Wasser von Brunnen, 
Sickerwasser, Kühlwasser, Quellwasser usw. 

 

Art. 7 Mischsystem 

1 Beim Mischsystem wird für das verschmutzte und das nicht verschmutzte Abwasser eine 
gemeinsame öffentliche Abwasseranlage erstellt. Die Grundstücksanschlussleitungen sind 
bis zum Kontrollschacht nahe der Grundstücksgrenze mit getrennter Leitungsführung 
(Trennsystem im Grundstücksbereich) zu erstellen. 

2 Beim modifizierten Mischsystem wird durch teilweise Trennung von Schmutzwasser und 
unverschmutztem Abwasser die nachträgliche Verbesserung des Abwassersystems ange-
strebt. 

 
Art. 8 Trennsystem 

Beim Trennsystem werden für das Schmutzwasser und das unverschmutzte Abwasser 
separate Leitungssysteme erstellt. 

 

Art. 9  Niederschlagswasser 

Das von Dächern, Strassen und Plätzen abfliessende Niederschlagswasser ist seinem 
Verschmutzungsgrad entsprechend dem verschmutzten oder nicht verschmutzten Ab-
wasser zuzuordnen. Für die Ableitung bzw. Behandlung dieser Abwässer sind die Vorga-
ben des Generellen Entwässerungsplanes GEP, die Schweizer-Norm SN 592 000 und die 
weiteren Normen und Richtlinien zum Stand der Technik zu beachten.  

 

Art. 10 Versickerung (nicht verschmutztes Abwasser) 

Nicht verschmutztes Abwasser (Grundwasser, Quellwasser, Dachwasser, stetig anfallen-
des Sickerwasser etc.) muss nach Möglichkeit auf dem Grundstück, auf welchem es an-
fällt, wieder versickert oder einer zentralen Versickerungsanlage zugeführt werden. Ist eine 
Versickerung nicht möglich, so kann die Gemeinde die Ableitung in Meteorwasserleitungen 
, Drainagen, öffentliche Gewässer oder eine anderweitige Ableitung bewilligen. Der 
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Nachweis, dass eine Versickerung nicht möglich ist, hat der Gesuchsteller zu erbringen. 
Wo es zweckmässig ist, ordnet die Gemeinde Rückhaltemassnahmen (Retention) an.  

 

Art. 11 Kühlwasser, Quellen  

Die Gemeinde kann die Abnahme grösserer Mengen wenig verschmutzter oder unver-
schmutzer Abwässer (Kühlwasser, Quellen etc.) in das Leitungsnetz verweigern. 

 

Art. 12 Beschaffenheit 

Die Abwässer müssen so beschaffen sein, dass sie: 

a) die Anlageteile der Kanalisation und der zentralen Abwasserreinigungsanlage nicht 
schädigen 

b) den Betrieb, Unterhalt und die Reinigung nicht erschweren 

c) die tierischen und pflanzlichen Lebewesen im Vorfluter nicht gefährden oder zerstören, 
bzw. dessen Nutzung zu Trinkwasserzwecken nicht in Frage stellen 

Massgebend sind die Bundesgesetzgebung und die ergänzenden Erlasse. 

 

Art. 13 Unzulässige Einleitungen 

Unzulässig ist namentlich die direkte oder indirekte Einleitung von Stoffen wie: 

a) Gasen und Dämpfen 

b) Infektiösen, giftigen, feuer- und explosionsgefährlichen oder radioaktiven Rückständen 

c) geruchsbelästigenden oder stark färbenden Stoffen 

d) Abwässern aus Aborten ohne Wasserspülung, Jauche aus Ställen und Miststöcken 

e) Stoffen aller Art, die in der Kanalisation zu Verstopfungen oder zu einer vermeidbaren 
Erhöhung der Verschmutzung Anlass geben können, wie z.B. Sand, Zementmilch, 
Schutt, Kehricht, Asche, Schlacken, Küchenabfälle, Metzgereiabfälle, Lumpen, Rück-
stände aus Sammlern, Klärgruben, Fett- und Oelabschneidern usw. 

f) dickflüssigen, breiigen und schlammigen Stoffen, wie z.B. Farben, Bidumen, Teeren, 
etc. 

g) Ölen, Fetten, Benzin, Lösungsmittel usw. 

h) Flüssigkeiten mit Temperaturen von über 40° C, die während länger als fünf Minuten 
abfliessen 

i) Säuren und Laugen in schädlichen Konzentrationen 

j) Abwässern aus Schwimmbädern mit Resten von Desinfektionsmitteln in unzulässigen 
Konzentrationen 

Die Aufzählung ist nicht abschliessend zu verstehen. In Zweifelsfällen entscheidet die Ge-
meinde gestützt auf Gutachten bzw. nach Rücksprache mit den kantonalen Fachstellen. 
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Art. 14 Gewerbliche Abwässer 

Abwässer aus gewerblichen und industriellen Betrieben haben in ihrer Beschaffenheit den 
Grundsätzen der eidgenössischen Gewässerschutzgesetzgebung und ihren ausführenden 
Erlassen zu entsprechen und dürfen ohne spezielle Bewilligung der Kanalisation zugeleitet 
werden, wenn sie diese Anforderungen erfüllen und ohne besondere Einrichtungen hin-
reichend gereinigt werden können. 

 

Art. 15 Vorbehandlung 

1 Entsprechen die Abwässer den Anforderungen nicht, so sind sie auf Kosten des Verur-
sachers am Entstehungsort vorzubehandeln (z.B. durch Entgiftung, Desinfektion, Neut-
ralisation usw.). 

2 Vorbehandlungsanlagen bedürfen einer kantonalen Bewilligung. Die Anschlussbewilligung 
der Gemeinde wird erst erteilt, wenn die Bewilligung der kantonalen Behörde rechtskräftig 
vorliegt. 

3 Erteilte Bewilligungen für die Einleitung industrieller und gewerblicher Abwässer können 
entschädigungslos aufgehoben oder an strengere Bedingungen geknüpft werden, wenn 
sich die Vorbehandlung als zuwenig wirksam erweist oder sich sonst Übelstände einstel-
len. 

 

Art. 16 Abwasser 

1 Abwässer aus Garagen, Garagevorplätzen, Autowaschplätzen, Tankstellenvorplätzen, 
Parkplätzen, Straßen usw. sowie aus Werkstätten mit Mineralölanfall sind je nach Herkunft 
und kommunalem Entwässerungssystem gemäss der Norm SN 592.000 (VSA-Richtlinien 
für Liegenschaftenentwässerung) bzw. der Wegleitung für die Vorbehandlung und Entsor-
gung von Abwässern aus dem Auto- und Transportgewerbe des Bundesamtes für Um-
welt, Wald und Landschaft (BUWAL) zu behandeln. 

2 Wo die Verhältnisse es erfordern, kann der Einbau von Mineralölabscheidern mit weiter-
gehender Abscheidewirkung verlangt werden.  

 

Art. 17 Motorfahrzeugpflege  

Einfache Karrosseriereinigungen können auf befestigten Plätzen vorgenommen werden, 
die über Schlammsammler an die Schmutzwasserkanalisation angeschlossen sind. Beim 
Trennsystem dürfen solche Reinigungen nur auf separaten Plätzen stattfinden, welche an 
die Schmutzwasserkanalisation angeschlossen sind. Weitergehende Pflegearbeiten wie 
Motor- und Chassisreinigungen, das Absprühen oder Abspülen mit Mineralölprodukten 
oder anderen fettlösenden Mitteln dürfen nur auf den mit entsprechenden Vorbehand-
lungsanlagen versehenen Stellen erfolgen. Diese Vorschrift gilt sinngemäss auch für 
Maschinen und Geräte. 
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Aufgaben der Gemeinde 

 

Art. 18 Baupflicht, Unterhalt öffentlicher Anlagen 

1 Die Gemeinde erstellt, unterhält und betreibt zur Ableitung und Reinigung der Abwässer 
ein öffentliches Kanalisationsnetz nach dem Prinzip der Abschwemmung mit zentraler 
Klärung. Sie passt diese Einrichtungen den Forderungen eines zeitgemässen Gewässer-
schutzes an. Planung, Erstellung, Betrieb, Unterhalt, Sanierung, Erneuerung und Erweite-
rung sämtlicher öffentlicher Siedlungsentwässerungsanlagen obliegen den in der Gemein-
deordnung bezeichneten Organen. 
2 Die Erweiterung und die Erneuerung der öffentlichen Siedlungsentwässerungsanlagen 
erfolgen im Rahmen des jeweils gültigen, vom Generellen Entwässerungsplan (GEP) etap-
penweise nach Massgabe der Erschliessungsplanung oder, wo eine solche fehlt, der bau-
lichen Entwicklung bzw. des öffentlichen Bedürfnisses.  

 

Art. 19 Leitungskataster 

Die Gemeinde führt einen Leitungs- und Anlagenkataster über das gesamte Gemeindege-
biet, welcher die öffentlichen Siedlungsentwässerungsanlagen und die daran angeschlos-
senen, ausserhalb der Gebäude liegenden privaten Abwasseranlagen enthält. Die Grund-
eigentümer sind verpflichtet, die hierfür notwendigen Angaben und Unterlagen zu liefern. 

 

Art. 20 Unterhaltsplan 

Die Gemeinde führt einen Unterhaltsplan über ihre Anlagen. 

 

Allgemeine Vorschriften für Bau, Betrieb, Unterhalt, Sanierung, Erneuerung und 
Erweiterung von Abwasseranlagen 

 

Art. 21 Grundstückentwässerung 

1 Grundsätzlich hat der Anschluss an die öffentliche Kanalisation im freien Gefälle zu erfol-
gen. Ist dies technisch nicht möglich, ist zu Lasten des Grundeigentümers ein Förder-
system vorzusehen. 

2 Jedes Grundstück ist in der Regel für sich zu entwässern. 

3 Sind mehrere Grundstücke mit einer gemeinsamen Anschlussleitung zu erschliessen, 
müssen vor Baubeginn die erforderlichen Rechte, Pflichten und die späteren Eigentums-
verhältnisse geregelt werden. 

4 Verschmutztes Abwasser ist der Kanalisation unterirdisch zuzuleiten.  

5 Durch bauliche Massnahmen ist zu verhindern, dass Abwasser von privaten befestigten 
Flächen (Parkfelder, Garagevorplätze etc.) oberflächlich auf öffentliches Strassengebiet 
abfliessen kann. 
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Art. 22 Leitungsführung 

Öffentliche Kanäle werden in der Regel im Strassengebiet oder innerhalb des Strassenab-
standsgebietes verlegt. Die Gemeinde kann Kanäle und Abwasseranlagen im privaten 
Grund auch ausserhalb von Baulinien erstellen und unterhalten. Ist eine Verständigung mit 
den Grundeigentümern nicht möglich, so ist das Verfahren nach dem Gesetz betreffend 
die Abtretung von Privatrechten durchzuführen. 

 

Art. 23 Durchleitungsrecht 

Durchleitungs- und Leitungsbaurechte sind grundbuchlich zu regeln. 

 

Art. 24 Anschluss an die öffentliche Kanalisation 

1 Der Anschluss an die öffentliche Kanalisation hat dem Kanalisationssystem entsprechend 
(verschmutztes / nicht verschmutztes Abwasser) zu erfolgen. 

2 Auf dem Grundstück ist das verschmutzte und unverschmutzte Abwasser bis zum Kon-
trollschacht getrennt abzuleiten. Es sind separate Kontrollschächte zu erstellen. 

3 Sofern die Abflussverhältnisse es zulassen, sind Anschlüsse an öffentliche Kanäle im 
Winkel von 90° auszuführen. Bei Kanalisationen mit kleineren Rohrdurchmessern ist ein 
Abzweigeformstück von 45° einzubauen. 

 

Art. 25 Wärmeentnahme aus dem Abwasser  

Wärmeentnahmen aus dem Abwasser der privaten und öffentlichen Kanalisation erfordern 
eine kantonale Bewilligung. 

 

 

Öffentliche Siedlungsentwässerung 

 

Art. 26 Bezeichnung 

Als öffentliche Abwasseranlagen werden diejenigen Kanalisations- und Meteorwasserlei-
tungen sowie andere Abwasseranlagen wie Regenklärbecken, Hochwasserüberläufe etc. 
bezeichnet, die von der Gemeinde erstellt wurden oder die ins öffentliche Eigentum der 
Gemeinde übernommen worden sind. 

 
Art. 27 Übernahme von privaten Abwasseranlagen  

1 Auf Gesuch hin übernimmt die Gemeinde Anschlussleitungen in ihr Eigentum, die we-
nigstens der Entwässerung von drei Grundstücken dienen. Die zu übernehmenden An-
schlussleitungen müssen einen Durchmesser von mindestens 20 cm aufweisen sowie 
vorschriftsgemäss erstellt und unterhalten sein. 
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2 Die Gemeinde übernimmt ausnahmsweise auch private Abwasseranlagen, sofern ein er-
hebliches öffentliches Interesse dafür besteht. 

3 Gesuchsteller haben ihre Abwasseranlagen vor der Übernahme durch die Gemeinde auf 
eigene Kosten kontrollieren zu lassen und den einwandfreien Zustand nachzuweisen. Die 
Eigentumsübertragung erfolgt unentgeltlich. 

 

 

Private Abwasseranlagen 

 

Art. 28 Bezeichnung 

Als private Abwasseranlagen werden diejenigen Leitungen und Anlagen bezeichnet, wel-
che nicht öffentlich sind. 

 

Art. 29 Bau, Unterhalt und Sanierung 

1 Private Abwasseranlagen sind durch die Grundeigentümer zu erstellen, zu unterhalten 
und zu reinigen. Erstellung, Betrieb und Unterhalt von Anlagen zur Vorreinigung in-
dustrieller und gewerblicher Abwässer sind Sache der Betriebsinhaber. 

2 Der Eigentümer und / oder der Betreiber der Abwasseranlage hat dafür zu sorgen, dass 
die Anlagen baulich und betrieblich in einwandfreiem Zustand gehalten werden. Die Anla-
gen sind nach Bedarf zu spülen und zu reinigen.  

3 Schlammsammler und Mineralölabscheider sind regelmässig zu kontrollieren und nach 
Bedarf fachgerecht zu entleeren. Pumpen und Bodenabläufe mit Rückstauverschlüssen 
sind durch die Eigentümer in kurzen Zeitabständen auf ihre Funktionstüchtigkeit zu über-
prüfen und zu warten. 

4 In den Grundwasserschutzzonen gelten die Bestimmungen des Schutzzonenreglemen-
tes. 

 

Art. 30 Anschlusspflicht 

Sämtliches im Kanalisationsbereich anfallendes Abwasser ist systemgerecht abzuleiten. 
Die Anschlusspflicht ist in der eidgenössischen und kantonalen Gewässerschutzgesetz-
gebung geregelt. Die Anschlusspflicht besteht auch dann, wenn Abwässer künstlich ge-
hoben werden müssen. 

 

Art. 31  Ersatzvornahme 

Werden private Abwasseranlagen ungenügend unterhalten oder treten andere Missstände 
auf, ordnet die Gemeinde die Ersatzvornahme auf Kosten des Grundeigentümers an. 
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Bewilligungen 

 

Art. 32 Bewilligungspflicht 

1 Die Erstellung, Sanierung, Erneuerung und Erweiterung von Abwasseranlagen bedarf 
einer kommunalen und/oder einer kantonalen gewässerschutzrechtlichen Bewilligung. 

2 Jede Änderung der Nutzung von Bauten und Anlagen, die auf Menge und Beschaffenheit 
des Abwassers einen Einfluss haben kann, ist bewilligungspflichtig. 

 

Art. 33 Gesuch 

1 Das Gesuch für die Bewilligung ist schriftlich dreifach der Gemeinde einzureichen. Die 
Gemeinde leitet das Gesuch falls erforderlich an die kantonalen Behörden weiter. 

2 Dem Gesuch sind folgende vom Grundeigentümer, Bauherr und Projektverfasser unter-
zeichnete Pläne beizulegen:  

a) Katasterplankopie mit eingetragener Abwasserleitung bis zum Anschluss an die 
öffentliche Kanalisation, Mst. 1:500 

b) Längenprofil der Abwasserleitung, Mst. 1:100 

c) Kanalisationspläne Mst. 1:100 aus welchem Anfallstellen, Schmutzwasser- und 
Meteorwasserleitungen, Vorbehandlungsanlagen und Schächte ersichtlich sind. 

In den Plänen sind alle Koten, Kaliber und Gefälle sowie Angaben über das zu verwen-
dende Material, besondere Anlagen wie Entlüftungen, Pumpen und dergleichen einzutra-
gen. In besonderen Fällen sind technische Beschriebe beizubringen. 

3 Werden private Abwasseranlagen im Zusammenhang mit öffentlichen Bauarbeiten er-
neuert oder geändert, kann auf eine Eingabe verzichtet werden. Die Gemeinde kann für 
kleinere von ihr direkt kontrollierte Anpassungen oder Änderungen auf das Plangenehmi-
gungsverfahren verzichten. 

4 Die Gemeinde kann zusätzliche Angaben bzw. Unterlagen, insbesondere Nachweise 
über Durchleitungsrechte, Qualität des abzuleitenden Abwassers usw. verlangen. 

5 Sollen bestehende private Abwasseranlagen bei Neu- und Umbauten weiterhin benutzt 
werden, ist der einwandfreie Zustand und die Dichtheit der Leitungen nachzuweisen. 

6 Abwasseranlagen und Installationen haben in Konstruktion und Material den anerkannten 
Regeln der Baukunde zu entsprechen. 

 

Art. 34 Gewässerschutzrechtliche Bewilligung 

1 Steht der Ausführung des Anschlusses bzw. der Erstellung der privaten Abwasseranlage 
nichts entgegen, erteilt die zuständige kommunale Stelle die gewässerschutzrechtliche 
Bewilligung. Bis zur rechtskräftigen Bewilligung darf mit den Bauarbeiten nicht begonnen 
werden. 

2 Von den genehmigten Plänen darf nicht abgewichen werden. Für jede Änderung ist un-
aufgefordert eine neue Planvorlage einzureichen, es sei denn, das beauftragte Kontrollor-
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gan begnüge sich bei geringfügigen Änderungen ausdrücklich mit dem Einreichen von 
Revisionsplänen. 

 

Art. 35 Ausnahmebewilligung 

Der Gemeinderat ist befugt, in besonderen Fällen Ausnahmen von den Vorschriften dieser 
Verordnung zu bewilligen, sofern dadurch keine wesentlichen öffentlichen Interessen und 
kein übergeordnetes Recht verletzt werden.  

 

Art. 36 Geltungsdauer der Bewilligung 

1 Gewässerschutzrechtliche Bewilligungen erlöschen nach Ablauf von drei Jahren, falls mit 
der Ausführung nicht begonnen wurde.  

2 Steht die Erstellung oder Änderung der Abwasseranlage im Zusammenhang mit dem 
Neu- oder Umbau eines Gebäudes, so erlischt die Anschlussbewilligung gleichzeitig mit 
der baurechtlichen Bewilligung. 

 

Art. 37 Kontrollen 

1 Im Bau befindliche Abwasseranlagen sind der zuständigen Behörde zur Kontrolle, zum 
Einmass und zur Abnahme anzumelden. Die Kontrollen werden in der Regel innert 24 
Stunden durchgeführt.  

2 Die Anschlussleitung darf erst verlegt werden, wenn das Anschlussstück fertig versetzt 
und durch das Kontrollorgan kontrolliert und eingemessen worden ist.  

3 Unterirdische Anlageteile dürfen erst eingedeckt werden, nachdem die Kontrolle und 
Einmessung stattgefunden hat. Ohne Kontrolle eingedeckte Anlageteile sind auf Verlangen 
des Kontrollorgans wieder freizulegen. Bei Vorliegen besonderer Gründe kann sich das 
Kontrollorgan auf die nachträgliche Kontrolle mittels Kanalfernsehens beschränken.  

4 Bei allen unterirdisch verlegten Abwasseranlagen für verschmutztes Abwasser sind bei 
Neubauten und Sanierungen Dichtheitsprüfungen gemäss den geltenden Normen der 
Fachverbände durchzuführen. Die Dichtheit von Grundleitungen kann in Ausnahmefällen 
auch mit einer Füllprobe nachgewiesen werden. 

5 Sämtliche Kontrollen erfolgen auf Kosten des Grundeigentümers bzw. der Bauherrschaft.  

6 Für die Kontrolle neuer oder geänderter Abwasseranlagen sind von der Bauherrschaft 
oder dem Unternehmer das erforderliche Personal, Geräte und Materialien unentgeltlich 
zur Verfügung zu stellen. 

 

Art. 38 Abnahme, Inbetriebnahme, Dokumente 

1 Die privaten Abwasseranlagen dürfen erst definitiv in Betrieb genommen werden, nach-
dem die Abschlusskontrolle ergeben hat, dass sie fachgerecht ausgeführt sind und zweck-
entsprechend funktionieren. 
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2 Der Gemeinde sind nach Abnahme der Abwasseranlagen Ausführungspläne in 3-facher 
Ausfertigung Mst. 1 : 100 einzureichen. 

 

Art. 39 Sanierung und Anpassung privater Abwasseranlagen 

Bestehende private Abwasseranlagen sind an die geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
anzupassen bei: 

a) erheblichen Erweiterungen in der Gebäudenutzung 

b) eingreifenden Umbauten der angeschlossenen Gebäude 

c) gebietsweise Sanierung von privaten Abwasseranlagen 

d) baulichen Sanierungen am öffentlichen Kanalabschnitt 

e) Systemänderungen am öffentlichen Kanalnetz 

f) Missständen 

 

Art. 40 Behebung von Misständen 

Die Gemeinde sorgt im Rahmen ihrer Aufsichtspflicht über die privaten und öffentlichen 
Abwasseranlagen und die Behebung von Missständen innert nützlicher Frist. Den 
Kontrollorganen ist jederzeit der ungehinderte Zugang zu den Anlagen zu ermöglichen. 

 

Art. 41 Nachweise 

Die Gemeinde kann zufolge Alterung von Anlagen den Nachweis des gesetzeskonformen 
baulichen Zustandes verlangen. 

 

Art. 42 Mehrere Eigentümer 

Leitungen und Anlagen, die mehreren Eigentümern dienen, sind von diesen gemeinsam zu 
unterhalten und zu erneuern. Besteht keine anderslautende Regelung, sind die Eigentümer 
von Liegenschaften an den gemeinsam genutzten Anlageteilen jeweils zu gleichen Teilen 
zahlungspflichtig. Beteiligte Eigentümer sind solidarisch für die Kosten haftbar. 
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Finanzierung und Kostentragung 

 

A. GRUNDSATZ 

 

Art. 43 Gebühren 

Die Kosten der öffentlichen Siedlungsentwässerung tragen die Eigentümer der ange-
schlossenen Grundstücke. Die Gebühren haben langfristig die Aufwendungen für Betrieb, 
Unterhalt, Verzinsung und Abschreibung der Anlagen zu decken. Die Tarifbestimmungen 
und der Tarif werden durch den Gemeinderat festgesetzt. Alle Gebühren verstehen sich 
exkl. Mehrwertsteuer. 

 

B. BENUTZUNGSGEBÜHREN 

 

Art. 44 Benutzungsgebühren 

Die Verrechnung der Benutzungsgebühr erfolgt durch eine jährliche Grundgebühr sowie 
eine Mengengebühr nach Massgabe des effektiven Wasserverbrauchs pro m3.  

 
Art. 45 Grundgebühren 

Die Grundgebühr wird für jedes Grundstück mit Bauten oder Anlagen erhoben, das an 
eine öffentliche oder private Abwasseranlage angeschlossen ist. Für direkte Einleitungen in 
ein öffentliches Gewässer gelten die Bestimungen des Wasserwirtschaftsgesetzes. Solche 
Einleitungen werden für die Berechnung der Grundgebühr nicht berücksichtigt. Die 
Grundgebühr wird nach Tarifeinheiten berechnet. Eine Tarifeinheit wird verrechnet für: 

a) die Übernahme von Abwasser pro 100 m2 befestigter Flächen mit Einlauf in eine 
Meteorwasserleitung und Ableitung in die Vorfluter 

b) die Übernahme von Abwasser pro 50 m2 befestigter Flächen mit Einlauf in eine 
Schmutzwasserleitung mit Anschluss an die Abwasserreinigungsanlage 

Die Flächen werden pro Liegenschaft erhoben und auf ganze Einheiten gerundet. Der 
Gemeinderat erlässt die weiteren Vollziehungsbestimmungen. 

 

Art. 46 Mengengebühr 

Die Mengengebühr wird aufgrund des effektiven Wasserverbrauchs erhoben. Der Ge-
meindrat kann in speziellen Fällen die Klärgebühr pauschalieren, insbesondere wenn ein 
bedeutender Anteil des bezogenen Wassers nachweislich nicht in das Abwassersystem 
übernommen wird. Für das Bewässern von Zier- und Nutzgärten wird keine Reduktion 
gewährt. 
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Art. 47 Rechnungstellung, Bemessungsperiode 

1 Die Abrechnung über die Benutzungsgebühren erfolgt einmal jährlich. Die Tarifbe-
stimmungen können vorsehen, dass angemessene Teilzahlungen zu leisten sind. Die 
Zahlungsfrist beträgt 30 Tage. Zahlungspflichtig ist der Eigentümer im Zeitpunkt der 
Rechnungsstellung (Rechnungsdatum). Gegen die Abrechnung kann, innert 30 Tagen ab 
Rechnungsdatum beim Gemeinderat Einsprache erhoben werden. 

2 Für das laufende Jahr ist der gemessene Verbrauch des Vorjahres (hydraulisches Jahr) 
massgeblich. 

3 Bei Handänderungen erfolgt in der Regel eine Zwischenabrechnung per Antrittstag. Für 
die Rechnungsstellung massgeblich ist der Wasserverbrauch seit der letzten Ablesung des 
Wasserzählers. 

 
C. ANSCHLUSSGEBÜHREN 

 

Art. 48 Anschlussgebühren 

1 Die Anschlussgebühr beträgt 1.2 % des Schätzungswertes des an eine Entwässerung 
angeschlossenen Gebäudes gemäss erstmaliger Schätzung der kantonalen Gebäudever-
sicherung. 

2 Für Kleinbauten bis zu einem Basiswert von Fr. 1'000.00 werden keine Anschlussge-
bühren erhoben. 

3 Zur Anschlussgebühr ist für befestigte Flächen von Vorplätzen, Garageplätzen usw. mit 
Anschluss an das Abwassersystem ein Zuschlag zu erheben. 

4 Die Gemeinderat setzt die Höhe des Zuschlags (Tarif) fest. 

 

Art. 49 Gebäude ohne Schmutzwasseranschluss 

Für Gebäude, welche über eine öffentliche Leitung ausschliesslich in die Vorfluter entwäs-
sert werden, beträgt die reduzierte Anschlussgebühr 0.6 %. 

 

Art. 50  Gebührennachzahlungen, Auslösung 

1 Eine Gebührennachzahlung hat bei Um- und Erweiterungsbauten an angeschlossenen 
Gebäuden mit baulicher Wertvermehrung ab Fr. 1'000.00 Basiswert zu erfolgen.  

2 Der Wiederaufbau von ganz oder teilweise abgebrochenen Gebäuden innert drei Jahren 
gilt als Umbau im Sinne von Abs. 1, soweit für solche Bauten bereits früher Anschlussge-
bühren bezahlt wurden. 
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Art. 51 Berechnung 

1 Für die Berechnung der Gebührennachzahlung gilt die durch die kantonale Gebäudever-
sicherung ausgewiesene bauliche Wertvermehrung. 

2 Die Ansätze und Bestimmungen von Art. 48 gelten sinngemäss auch für die Gebühren-
nachzahlungen. 

 

Art. 52 Gebührensicherstellungen 

Für Neubauten sowie Um- und Erweiterungsbauten kann für die volle Anschlussgebühr die 
Sicherstellung mittels Depot verlangt werden. Die Abrechnung erfolgt nach Fertigstellung 
der Bauten und Vorliegen des Schätzungsergebnisses der Gebäudeversicherung. 

 

Art. 53 Haftung 

1 Die Bewilligung und Kontrolle privater Abwasseranlagen durch die Gemeinde und / oder 
den Kanton entbinden den Grundeigentümer bzw. seinen Auftragnehmer nicht von der 
Verantwortung, die er für Planung, Erstellung, Betrieb, Unterhalt, Sanierung, Erneuerung 
und Erweiterung trägt. 

2 Aus der Mitwirkung der Gemeinde entsteht keine über die gesetzliche Haftung hinaus-
gehende Verantwortung der Gemeinde. 

3 Für Schäden, die infolge mangelhafter Projektierung und Erstellung, ungenügenden Funk-
tionierens, mangelhaften Betriebs oder Unterhalts der privaten Abwasseranlagen an ande-
ren öffentlichen oder privaten Anlagen entstehen, haftet der Grundeigentümer oder der 
Fehlbare im Rahmen der Gesetzgebung. 

 

 

Schluss-, Übergangs- und Strafbestimmungen 

 

Art. 54 Rechtsschutz 

Der Rechtsschutz richtet sich nach dem Gemeindegesetz, dem Verwaltungsrechtspflege-
gesetz sowie dem Planungs- und Baugesetz. 

 

Art. 55 Strafbestimmungen 

Die Übertretung dieser Verordnung und behördlicher Anordnungen, die sich darauf stüt-
zen, wird mit Polizeibusse bis Fr. 500.00 bestraft. Vorbehalten bleibt die Bestrafung nach 
Strafgesetzbuch oder den Bestimmungen der Gewässeschutzgesetzgebung von Bund 
und Kanton. 
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Art. 56 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Genehmigung durch die Baudirektion in Kraft. 
Auf diesen Zeitpunkt hin wird die Verordnung über die Abwasseranlagen vom 28. Sep-
tember 1993 aufgehoben. 

 

Genehmigt durch die Gemeindeversammlung vom 09. September 2009. 

 

Namens der Gemeindeversammlung 
 
 
 
 

Franz Brunner Heinz Stauch 
Gemeindepräsident Gemeindeschreiber 
 

 

Von der Baudirektion (exkl. Abschnitt Finanzierung und Kostentragung) 

mit Verfügung Nr. 0039 

genehmigt am 11. Januar 2010 


